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	Ca.	in der Erwägung, dass die zunehmende Schwere und Häufigkeit von Überschwemmungen und Waldbränden in den Mitgliedstaaten die sich beschleunigenden Auswirkungen des Klimawandels widerspiegeln, was ein verstärktes Handeln der Union in Bezug auf Anpassungs-, Präventions- und Resilienzmaßnahmen erfordert;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
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<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
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	3.	weist erneut darauf hin, dass die Öffentlichkeit über den spürbaren Nutzen des Solidaritätsfonds der Europäischen Union (EUSF) informiert werden muss, auch um die Bürger verstärkt auf die Instrumente und Programme der Union hinzuweisen;
	3.	weist erneut darauf hin, dass die Öffentlichkeit über den spürbaren Nutzen des Solidaritätsfonds der Europäischen Union (EUSF) informiert werden muss, auch um das Bewusstsein der Bürger für die Instrumente und Programme der Union sowie für die europäische Solidarität in Krisenzeiten, insbesondere in den betroffenen Gebieten, weiter zu schärfen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>3</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Isabel Benjumea Benjumea, Fernando Navarrete Rojas</Members>
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	3a.	weist erneut darauf hin, dass der Solidaritätsfonds der Europäischen Union (EUSF) über eine begrenzte Mittelausstattung verfügt und nicht als einziges Instrument zur Bewältigung von Naturkatastrophen größeren Ausmaßes dienen kann; fordert daher eine Bewertung der finanziellen Leistungsfähigkeit des Unionshaushalts; betont, dass all seine Verfahren beschleunigt und vereinfacht werden müssen, um sicherzustellen, dass die Hilfe die betroffenen Gebiete so rasch wie möglich erreicht;


Or. <Original>{EN}en</Original>
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	4.	weist auf die steigende Zahl schwerer, verheerender und tödlicher Naturkatastrophen in Europa hin und fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, in Anpassungsmaßnahmen zu investieren, damit Todesoper und wirtschaftliche Einbußen verhindert werden;
	4.	weist auf die steigende Zahl schwerer, verheerender und tödlicher Naturkatastrophen in Europa hin und fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, in Anpassungsmaßnahmen zu investieren, damit Todesopfer und wirtschaftliche Einbußen verhindert werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, dem Umstand Rechnung zu tragen, dass Klimarisiken und andere Naturkatastrophen schutzbedürftige Bevölkerungsgruppen und gefährdete Gebiete unverhältnismäßig stark treffen; unterstreicht ferner, dass die Mittelausstattung des EUSF oder eines äquivalenten Instruments im Rahmen des nächsten Mehrjährigen Finanzrahmens 2028-2034 erheblich aufgestockt werden muss, um wirksam Unterstützung leisten zu können, die dem Ausmaß solcher Katastrophen angemessen ist; stellt fest, dass eine solche Aufstockung den Mitgliedstaaten ermöglichen würde, wirksamer und schneller auf Katastrophen zu reagieren, während gleichzeitig andere Instrumente erhalten bleiben, insbesondere die Kohäsionsfonds, deren Hauptzweck nicht die Katastrophenhilfe ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>5</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sandra Gómez López</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	weist auf die steigende Zahl schwerer, verheerender und tödlicher Naturkatastrophen in Europa hin und fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, in Anpassungsmaßnahmen zu investieren, damit Todesoper und wirtschaftliche Einbußen verhindert werden;
	4.	weist auf die steigende Zahl schwerer, verheerender und tödlicher Naturkatastrophen in Europa hin und fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, in Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen zu investieren, damit Todesopfer und wirtschaftliche Einbußen verhindert werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, dem Umstand Rechnung zu tragen, dass Klimarisiken aufgrund sozioökonomischer Faktoren schutzbedürftige Bevölkerungsgruppen unverhältnismäßig stark treffen; stellt fest, dass die Mitgliedstaaten vorrangig Wiederaufbaumaßnahmen zur Unterstützung der betroffenen Bevölkerungsgruppen – in erster Linie der schutzbedürftigen Gemeinschaften – ergreifen sollten, um den Zugang zu angemessenem Wohnraum und grundlegenden Diensten während des Wiederaufbaus sicherzustellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
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	4.	weist auf die steigende Zahl schwerer, verheerender und tödlicher Naturkatastrophen in Europa hin und fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, in Anpassungsmaßnahmen zu investieren, damit Todesoper und wirtschaftliche Einbußen verhindert werden;
	4.	weist auf die steigende Zahl schwerer, verheerender und tödlicher Naturkatastrophen in Europa hin und fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, in Anpassungsmaßnahmen zu investieren, damit Todesopfer und wirtschaftliche Einbußen verhindert werden; fordert, dass Anstrengungen unternommen werden, um sicherzustellen, dass die Hilfe aus dem EUSF die Endempfänger, einschließlich Unternehmen, KMU, Familien und betroffener Bürger, unverzüglich erreicht und auch für den Wiederaufbau der Infrastruktur und die Behebung von Sachschäden verwendet wird, wobei die entsprechende Folgenabschätzung durchzuführen ist und geeignete Kontrollmechanismen zur Anwendung kommen müssen;
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</Amend>
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	4.	weist auf die steigende Zahl schwerer, verheerender und tödlicher Naturkatastrophen in Europa hin und fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, in Anpassungsmaßnahmen zu investieren, damit Todesoper und wirtschaftliche Einbußen verhindert werden;
	4.	weist auf die steigende Zahl schwerer, verheerender und tödlicher Naturkatastrophen in Europa hin und fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, in Anpassungsmaßnahmen zu investieren, damit Todesopfer und wirtschaftliche Einbußen verhindert werden; hebt hervor, dass es wichtig ist, kritische Infrastruktur, namentlich in den Bereichen Verkehr, Energie, Wasserwirtschaft, Gesundheit und Kommunikation, wiederherzustellen und auszubauen, um die Resilienz der betroffenen Regionen zu stärken und die Anfälligkeit für künftige Katastrophen zu verringern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
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	5.	betont, dass es sich bei dem EUSF lediglich um ein Instrument zur Schadensbewältigung handelt und die Union sich auch weiterhin mit der Anpassung an den Klimawandel und dessen Eindämmung befassen sollte, indem sie europäische und nationale Maßnahmen zur Verhütung von Naturkatastrophen unterstützt; unterstreicht, dass dem Bericht Nr. 1/2024 der EUA mit dem Titel „Europäische Bewertung der Klimarisiken“ zufolge Maßnahmen ergriffen werden müssen, um zu verhindern, dass die ermittelten Klimarisiken ein kritisches Ausmaß erreichen; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit die Union die im Übereinkommen von Paris eingegangenen Verpflichtungen erfüllt; betont ferner, dass wirksame Präventivmaßnahmen ergriffen werden müssen, um nicht nur künftige Schäden zu begrenzen, sondern auch, um zu verhindern, dass sich die Risikobedingungen nach verheerenden Ereignissen wie Überschwemmungen, Waldbränden, Erdrutschen oder dem Austrocknen von Seen und Flüssen verschärfen; unterstreicht, dass es wichtig ist, eine flexible Abstimmung zwischen den verschiedenen Programmen zu gewährleisten;
	5.	betont, dass es sich bei dem EUSF lediglich um ein Instrument zur Schadensbewältigung handelt und die Union sich auch weiterhin mit der Anpassung an den Klimawandel und dessen Eindämmung befassen sollte, indem sie europäische und nationale Maßnahmen zur Verhütung von Naturkatastrophen unterstützt; unterstreicht, dass dem Bericht Nr. 1/2024 der EUA mit dem Titel „Europäische Bewertung der Klimarisiken“ zufolge die Union nicht auf die Auswirkungen des Klimawandels vorbereitet ist und Maßnahmen ergriffen werden müssen, um zu verhindern, dass die ermittelten Klimarisiken ein kritisches Ausmaß erreichen; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit die Union die im Übereinkommen von Paris eingegangenen Verpflichtungen erfüllt; betont ferner, dass wirksame Präventivmaßnahmen ergriffen werden müssen, um nicht nur künftige Schäden zu begrenzen, sondern auch, um zu verhindern, dass sich die Risikobedingungen nach verheerenden Ereignissen wie Überschwemmungen, Waldbränden, Erdrutschen oder dem Austrocknen von Seen und Flüssen verschärfen; unterstreicht, dass es wichtig ist, eine flexible Abstimmung zwischen den verschiedenen Programmen zu gewährleisten; stellt fest, dass die Inanspruchnahme des EUSF mit verstärkten Investitionen in die Katastrophenprävention, Krisenvorsorge und Klimaresilienz einhergehen sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
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	5.	betont, dass es sich bei dem EUSF lediglich um ein Instrument zur Schadensbewältigung handelt und die Union sich auch weiterhin mit der Anpassung an den Klimawandel und dessen Eindämmung befassen sollte, indem sie europäische und nationale Maßnahmen zur Verhütung von Naturkatastrophen unterstützt; unterstreicht, dass dem Bericht Nr. 1/2024 der EUA mit dem Titel „Europäische Bewertung der Klimarisiken“ zufolge Maßnahmen ergriffen werden müssen, um zu verhindern, dass die ermittelten Klimarisiken ein kritisches Ausmaß erreichen; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit die Union die im Übereinkommen von Paris eingegangenen Verpflichtungen erfüllt; betont ferner, dass wirksame Präventivmaßnahmen ergriffen werden müssen, um nicht nur künftige Schäden zu begrenzen, sondern auch, um zu verhindern, dass sich die Risikobedingungen nach verheerenden Ereignissen wie Überschwemmungen, Waldbränden, Erdrutschen oder dem Austrocknen von Seen und Flüssen verschärfen; unterstreicht, dass es wichtig ist, eine flexible Abstimmung zwischen den verschiedenen Programmen zu gewährleisten;
	5.	betont, dass es sich bei dem EUSF lediglich um ein Instrument zur Schadensbewältigung handelt und die Union sich auch weiterhin mit der Anpassung an den Klimawandel und dessen Eindämmung befassen sollte, indem sie europäische und nationale Maßnahmen zur Verhütung von Naturkatastrophen unterstützt; unterstreicht, dass dem Bericht Nr. 1/2024 der EUA mit dem Titel „Europäische Bewertung der Klimarisiken“ zufolge Maßnahmen ergriffen werden müssen, um zu verhindern, dass die ermittelten Klimarisiken ein kritisches Ausmaß erreichen; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit die Union die im Übereinkommen von Paris eingegangenen Verpflichtungen erfüllt; betont ferner, dass wirksame Präventivmaßnahmen ergriffen werden müssen, um nicht nur künftige Schäden zu begrenzen, sondern auch, um zu verhindern, dass sich die Risikobedingungen nach verheerenden Ereignissen wie Überschwemmungen, Waldbränden, Erdrutschen oder dem Austrocknen von Seen und Flüssen verschärfen; unterstreicht, dass es wichtig ist, eine flexible Abstimmung zwischen den verschiedenen Programmen zu gewährleisten; unterstreicht, dass jede Flexibilität zwischen verschiedenen Finanzierungsprogrammen mit einer strengen Haushaltskontrolle einhergehen muss, um Doppelfinanzierungen oder eine Verschwendung von Finanzmitteln zu verhindern, wobei die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung sowie zielgerichtete Leistungsindikatoren uneingeschränkt einzuhalten sind;
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	5.	betont, dass es sich bei dem EUSF lediglich um ein Instrument zur Schadensbewältigung handelt und die Union sich auch weiterhin mit der Anpassung an den Klimawandel und dessen Eindämmung befassen sollte, indem sie europäische und nationale Maßnahmen zur Verhütung von Naturkatastrophen unterstützt; unterstreicht, dass dem Bericht Nr. 1/2024 der EUA mit dem Titel „Europäische Bewertung der Klimarisiken“ zufolge Maßnahmen ergriffen werden müssen, um zu verhindern, dass die ermittelten Klimarisiken ein kritisches Ausmaß erreichen; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit die Union die im Übereinkommen von Paris eingegangenen Verpflichtungen erfüllt; betont ferner, dass wirksame Präventivmaßnahmen ergriffen werden müssen, um nicht nur künftige Schäden zu begrenzen, sondern auch, um zu verhindern, dass sich die Risikobedingungen nach verheerenden Ereignissen wie Überschwemmungen, Waldbränden, Erdrutschen oder dem Austrocknen von Seen und Flüssen verschärfen; unterstreicht, dass es wichtig ist, eine flexible Abstimmung zwischen den verschiedenen Programmen zu gewährleisten;
	5.	betont, dass es sich bei dem EUSF lediglich um ein Instrument zur Schadensbewältigung handelt und die Union sich auch weiterhin mit der Anpassung an den Klimawandel und dessen Eindämmung befassen sollte, indem sie europäische und nationale Maßnahmen zur Verhütung von Naturkatastrophen unterstützt; unterstreicht, dass dem Bericht Nr. 1/2024 der EUA mit dem Titel „Europäische Bewertung der Klimarisiken“ zufolge Maßnahmen ergriffen werden müssen, um den darin dargelegten Risiken zu begegnen; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, ihre Anstrengungen zur Stärkung der Resilienz, zur Verbesserung der Krisenvorsorge und zur Umsetzung der im Rahmen des Übereinkommens von Paris eingegangenen Verpflichtungen fortzusetzen und parallel dazu eine wirksame Katastrophenprävention, ein effizientes Risikomanagement und einen leistungsfähigen Katastrophenschutz in der gesamten Union zu gewährleisten; betont ferner, dass wirksame Präventivmaßnahmen ergriffen werden müssen, um nicht nur künftige Schäden zu begrenzen, sondern auch, um zu verhindern, dass sich die Risikobedingungen nach verheerenden Ereignissen wie Überschwemmungen, Waldbränden, Erdrutschen oder dem Austrocknen von Seen und Flüssen verschärfen; unterstreicht, dass es wichtig ist, eine flexible Abstimmung zwischen den verschiedenen Programmen zu gewährleisten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
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	5a.	hebt die besondere Anfälligkeit von Inseln, einschließlich der Inselmitgliedstaaten, gegenüber den zunehmenden Auswirkungen der Klimakrise hervor; betont, dass diese Regionen – insbesondere im Mittelmeerraum – unverhältnismäßig stark von klimabedingten und natürlichen Gefahren wie Erdbeben, anhaltenden Dürren, Waldbränden und Überschwemmungen betroffen sind; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, gezielte Anpassungs-, Präventions- und Resilienzmaßnahmen für diese Regionen sicherzustellen; ist der Ansicht, dass Inseln durch vereinfachte Verwaltungsverfahren Finanzmittel in angemessener Höhe erhalten sollten, um ihren spezifischen strukturellen und klimabedingten Anfälligkeiten zu begegnen;
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	7.	weist erneut darauf hin, dass wirksame Synergieeffekte mit anderen Politikbereichen und Programmen der Union erforderlich sind, und betont, dass die Mitgliedstaaten die Finanzierungsmöglichkeiten bestmöglich nutzen sollten, insbesondere den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus und die Programme zur Entwicklung des ländlichen Raums; fordert die Kommission auf, begründete Anträge der Mitgliedstaaten auf Umwidmung von Mitteln im Rahmen der nationalen Aufbau- und Resilienzpläne zur Unterstützung bei Naturkatastrophen im Einklang mit den Vorschriften der Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des Rates11 mit der gebotenen Dringlichkeit zu prüfen;
	7.	weist erneut darauf hin, dass wirksame Synergieeffekte mit anderen Politikbereichen und Programmen der Union erforderlich sind, und betont, dass die Mitgliedstaaten die Finanzierungsmöglichkeiten bestmöglich nutzen sollten, insbesondere den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus und die Programme zur Entwicklung des ländlichen Raums; fordert die Kommission auf, begründete Anträge der Mitgliedstaaten auf Umwidmung von Mitteln im Rahmen der nationalen Aufbau- und Resilienzpläne zur Unterstützung bei Naturkatastrophen im Einklang mit den Vorschriften der Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des Rates11 mit der gebotenen Dringlichkeit zu prüfen; fordert die zuständigen Behörden nachdrücklich auf, eine angemessene Koordinierung zwischen der nationalen, regionalen und lokalen Ebene sicherzustellen, die erforderlich ist, damit eine transparente, gerechte und willkürfreie Verteilung der Finanzmittel auf alle betroffenen Gemeinden garantiert werden kann;

	_________________
	_________________

	11 Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilität (ABl. L 57 vom 18.2.2021, S. 17, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2021/241/oj).
	11 Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilität (ABl. L 57 vom 18.2.2021, S. 17, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2021/241/oj).


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>13</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Isabel Benjumea Benjumea, Fernando Navarrete Rojas</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 9</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	9.	weist erneut darauf hin, dass eine rasche und fundierte Bewertung der Schäden, bei der die wirtschaftlichen Folgen gebührend berücksichtigt werden, sehr wichtig ist, und fordert verstärkte Anstrengungen auf der Verwaltungsebene, um die durchschnittliche Dauer bis zur Freigabe von Vorschusszahlungen zu verkürzen, während zugleich der Schutz des Unionshaushalts sicherzustellen ist; fordert die Kommission nachdrücklich auf, sämtliche Optionen zu erkunden, die eine raschere Inanspruchnahme des EUSF ermöglichen;
	9.	weist erneut darauf hin, dass eine rasche und fundierte Bewertung der Schäden, bei der die wirtschaftlichen Folgen gebührend berücksichtigt werden, sehr wichtig ist, und fordert verstärkte Anstrengungen auf der Verwaltungsebene, um die durchschnittliche Dauer bis zur Freigabe von Vorschusszahlungen zu verkürzen, während zugleich der Schutz des Unionshaushalts sicherzustellen ist; betont in diesem Zusammenhang, dass vollständige Transparenz, eine wirksame Überwachung und Ex-post-Kontrollen im Hinblick auf die Verwendung der Mittel aus dem EUSF erforderlich sind, um sicherzustellen, dass die Unionsmittel die betroffenen Regionen und Bevölkerungsgruppen erreichen; fordert die Kommission nachdrücklich auf, sämtliche Optionen zu erkunden, die eine raschere Inanspruchnahme des EUSF ermöglichen;
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	10.	betont, dass dringend finanzielle Soforthilfe aus dem EUSF bereitgestellt werden muss, damit Rumänien, Zypern und Spanien rechtzeitig Unterstützung erhalten;
	10.	betont, dass betroffenen Bürgern, Familien, Unternehmen und lokalen Gemeinschaften so schnell wie möglich finanzielle Soforthilfe aus dem EUSF bereitgestellt werden muss, damit Rumänien, Zypern und Spanien rechtzeitig Unterstützung erhalten; fordert die Kommission außerdem nachdrücklich auf, alle Möglichkeiten zur Beschleunigung der Inanspruchnahme des EUSF zu prüfen, insbesondere durch eine Änderung geltender Vorschriften und die Gewährung höherer Vorschusszahlungen an die antragstellenden Länder;
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	10.	betont, dass dringend finanzielle Soforthilfe aus dem EUSF bereitgestellt werden muss, damit Rumänien, Zypern und Spanien rechtzeitig Unterstützung erhalten;
	10.	betont, dass dringend finanzielle Soforthilfe aus dem EUSF bereitgestellt werden muss, damit Rumänien, Zypern und Spanien rechtzeitig Unterstützung erhalten; hebt hervor, dass zwischen der Einreichung eines Antrags auf Unterstützung aus dem EUSF und der Finanzierungsentscheidung nicht so viel Zeit verstreichen darf; unterstreicht, dass interne Verfahren vereinfacht und beschleunigt werden müssen, ohne das institutionelle Gleichgewicht und insbesondere die Rechte des Europäischen Parlaments als Haushaltsbehörde auszuhöhlen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
</RepeatBlock-Amend>
<PathFdR>AM\1345343DE.docx</PathFdR>		PE<NoPE>789.895</NoPE><Version>v01-00</Version>
DE	In Vielfalt geeint	DE
PE<NoPE>789.895</NoPE><Version>v01-00</Version>	12/13	<PathFdR>AM\1345343DE.docx</PathFdR>
DE
<PathFdR>AM\1345343DE.docx</PathFdR>	13/13	PE<NoPE>789.895</NoPE><Version>v01-00</Version>
		DE
image1.png




